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jörg Groscurth ist aber nicht so skeptisch.
Erstens habe die EnBW selbst ein Interes-
se daran, die Dekarbonisierung der Kraft-
werke, also die Umstellung auf erneuerba-
re Energien, voranzutreiben. Und zwei-
tens sei es mittlerweile Teil des Portfolios
der EnBW, Kommunen bei der dezentra-
len Wärmeplanung zu unterstützen.
„Unter dem Strich könnte man also sagen,
dass wir für das Thema kommunale Wär-
meplanung mehr Chancen als Risiken für
die EnBW sehen“, so Groscurth.

Ein wichtiges Kriterium für den Erfolg
der Nahwärmenetze wird der Preis für
den Endkunden sein. Der Verbraucher be-
gibt sich ja in eine gewisse Abhängigkeit
vom Wärmelieferanten – deshalb muss
der Preis zum einen transparent und zum
anderen konkurrenzfähig sein. Rechnet
man die Investitions- und Wartungskos-
ten etwa für eine Ölheizung mit ein und
geht nicht gerade vom derzeitigen Ölpreis
von 40 Cent pro Liter aus, so schenken
sich Öl, Gas und Nahwärme kaum etwas.
Und der Kunde hat den Vorteil, dass er
keine eigene Anlage mehr im Keller hat
und sich um nichts mehr kümmern muss.
Wärme frei Haus – das ist die Zukunft.

Wärme – der Schlüssel
zur Energiewende

Künftig müssen die 103 größten Städte im Land
eine kommunale Wärmeplanung erstellen. Es geht um
den Bau von Nahwärmenetzen. Von Thomas Faltin

Die Altstadt in Schwäbisch Hall ist retro, bei der Energieversorgung aber ist die Stadt ein bundesweiter Vorreiter. Foto: Jürgen Weller

Kreisebene an den Start gehen. Zu den
Vorbildern zählt Hamburg.

Dort ist der Einbau von Ölheizungen
vom Jahr 2022 an verboten. In Baden-
Württemberg wird immer Schwäbisch
Hall als bundesweiter Vorreiter genannt:
Insgesamt gibt es dort bereits 60 Block-
heizkraftwerke, die 80 Prozent der In-
dustrie versorgen und in der
Kernstadt zwei Drittel der
Fläche mit Wärme bedienen;
in einem nächsten Schritt
sollen jetzt Nahwärmenetze
in den Stadtteilen aufgebaut
werden. Rund die Hälfte die-
ser Wärme wird auch schon
ohne Erdgas erzeugt.

OB Hermann-Josef Pel-
grim (SPD) betont, dass man
schon vor mehr als 20 Jahren in den Aus-
bau der Nahwärme eingestiegen sei. „Uns
geht es um Klimaschutz“, sagt er: „Aber es
ist auch eine unternehmerische Tätigkeit,
und wir wollen damit Geld verdienen.“
Dreh- und Angelpunkt sind die Stadtwer-
ke. In diesem Jahr wurde der Stadt der
Goldstandard beim begehrten European
Energy Award verliehen, den in Baden-

Württemberg nur noch 17 weitere Städte
und Landkreise erreicht haben.

Die neue Pflicht zu einer kommunalen
Wärmeplanung wird von allen Seiten be-
grüßt – Kritik gibt es aber dennoch reich-
lich. Michael Fuchs vom Verein „Kommu-
nale Stadtwerke“ fordert etwa eine über-
greifende Koordination zumindest auf

Landkreisebene; denn sonst
könne es passieren, dass eine
Stadt alle Ressourcen an Holz
oder Mais abräume und für
kleinere Kommunen nichts
mehr übrig bleibe. Falsch sei
auch, dass die Planung zwar
verpflichtend erstellt werde,
aber dann nicht zwingend
umgesetzt werden müsse.
Für kleine Städte und Ge-

meinden gebe es zudem nur ein Förder-
programm: „Aber die Zeit der Freiwillig-
keit ist vorbei.“

Völlig ungeklärt sei, wie man Konflikte
mit den überörtlichen Energieversorgern
moderiert, die zum Beispiel ein großes In-
teresse daran haben, ihre Gasnetze weiter
zu betreiben. Da steht natürlich zuerst die
EnBW im Fokus. Deren Sprecher Hans-

„Wir sehen
für das Thema
mehr Chancen
als Risiken
für die EnBW.“
Hansjörg Groscurth,
Unternehmenssprecher

Folgenreiche Fete auch im Kreis Schwäbisch Hall

A n dem Fest im Haller Stadtteil Suz-
dorf am 5. September sollen min-
destens 70 Personen teilgenom-

men haben. Acht davon steckten sich wohl
dort mit dem Coronavirus an, sechs weite-
re Personen aus ihrem Umfeld sind eben-
falls positiv getestet worden. Das Land-
ratsamt Heilbronn hat seinen Angaben
zufolge eine Gästeliste von der Party und
bisher 48 Abstriche durchgeführt.

Ob die Liste aber vollständig ist und
wie viele Tests am Ende notwendig sein
werden, das ist noch offen. Die Feier hat

auch in Hall dazu geführt, dass Schüler in
Quarantäne mussten. Unter anderem
wurden zwei Klassen einer Grundschule
in die häusliche Isolation geschickt.

Die Corona-Verordnung erlaubt private
Feiern mit bis zu 100 Teilnehmern. Doch
diese Regelung sehen Gesundheitspoliti-
ker wie etwa der Bundestagsabgeordnete
Karl Lauterbach (SPD) in zunehmendem
Maße kritisch, insbesondere vor dem Hin-
tergrund, dass die Feierlichkeiten jetzt im
Herbst immer weniger draußen und im-
mer mehr in Innenräumen stattfinden

werden – mit einem entsprechend höhe-
ren Infektionsrisiko. Er plädiert deshalb
dafür, die Teilnehmerzahl auf 25 zu be-
grenzen.

Nur wenig mehr Gäste waren es in Det-
tingen/Erms im Kreis Reutlingen. Dort
hatten 33 junge Leute einen Geburtstag
gefeiert. In der Folge sind an acht Schulen
Klassen in Quarantäne geschickt worden,
an einem Gymnasium in Reutlingen ha-
ben zwei ganze Jahrgangsstufen inklusive
ihrer zwölf Lehrer wieder in den Fern-
unterricht wechseln müssen. Mittlerweile
hat das zuständige Gesundheitsamt 550
Kontaktpersonen ermittelt und zu Tests
gebeten. Bis Dienstagabend registrierte
die Behörde 25 Coronainfektionen im Zu-
sammenhang mit der Party.

Nach einem Fest in Schwäbisch HalI werden 14 Corona-Infektionen
registriert. In Reutlingen geht das Testen weiter. Von Carola Fuchs

Konstanz

Zwei vier Jahre alte Jungs haben sich in
Konstanz aus einem Kindergarten auf und
davon gemacht. Nach Auskunft der Polizei
wurden die Ausreißer in einem Drogerie-
markt entdeckt und zurück in den Kinder-
garten gebracht. Einer der beiden Kleinen
hatte am Montag keine Lust mehr auf
Kindergarten und wollte nach Hause; sein
gleichaltriger Freund begleitete ihn, wie
ein Polizeisprecher erklärte. Die Kleinen
passten dazu einen geschickten Augen-
blick im Garten ihres Kindergartens ab
und machten sich auf den Weg. Einer auf-
merksamen Kundin fielen die Ausreißer in
dem Drogeriemarkt auf. lsw

Vier Jahre alte
Ausreißer gefunden

Im Tarifkonflikt des öffentlichen
Dienstes hat Verdi am Dienstag mit
zwei kleineren Aktionen in Freiburg

und Emmendingen die Proteste gestartet.
Rund 200 Beschäftigte der Verwaltung
und auch von Kindergärten der Universi-
tätsstadt und Krankenhausmitarbeiter
der südbadischen Kreisstadt beteiligten
sich an zwei Kundgebungen, wie die Ge-
werkschaft mitteilte. Am Mittwoch sollen
dann in Friedrichshafen die ersten Warn-
streiks stattfinden. Die befristeten
Arbeitsniederlegungen sollten Schritt für
Schritt ausgeweitet werden.

Am Donnerstag folgen Dienststellen in
Ulm und der Region Ludwigsburg, wo in
Bietigheim-Bissingen auch erstmals Kin-
dertagesstätten bestreikt werden. In der
baden-württembergischen Landeshaupt-
stadt Stuttgart sollen am Montag gleich-
falls Kitas und die Jugendhausgesellschaft
in den Warnstreik mit einbezogen werden.
Die Vize-Landeschefin von Verdi, Hanna
Binder, sagte: „Die Arbeitgeber tragen die
Verantwortung dafür, dass wir diesen Ta-
rifkonflikt jetzt im Corona-Herbst austra-
gen müssen.“

Von den bundesweit geführten Tarifge-
sprächen sind in Baden-Württemberg
nach Gewerkschaftsangaben knapp
220 000 Beschäftigte in den Kommunen
betroffen. Die Gewerkschaften fordern 4,8
Prozent mehr Lohn. Den Beschäftigten
sollen mindestens 150 Euro mehr pro Mo-
nat zugesichert werden bei einer Laufzeit
von zwölf Monaten. Die Arbeitgeber hat-
ten bislang kein Angebot vorgelegt. Die
dritte Verhandlungsrunde ist für den 22.
und 23. Oktober angesetzt. lsw

I m runderneuerten Klimaschutzge-
setz, das der Landtag demnächst
verabschieden will, hat vor allem
die Pflicht für Fotovoltaikanlagen
auf Gewerbebauten Aufsehen er-

regt – ziemlich untergegangen ist dagegen,
dass die 103 größten Städte im Südwesten
künftig eine kommunale Wärmeplanung
betreiben müssen. Auf den ersten Blick ist
diese Missachtung verständlich, denn
kaum etwas hört sich langweiliger an.
Doch in Wahrheit könnte sich die Vorgabe
als Schlüssel für die Energiewende in Ba-
den-Württemberg entpuppen.

Das untermauern wenige Zahlen. Auf
das Heizen (und Kühlen) entfallen im
Südwesten 53 Prozent der gesamten En-
denergie. Genaue Zahlen, wie viele CO2-
Emissionen durch die Heizungen entste-
hen, gibt es nicht, aber es handelt sich um
mindestens ein Drittel aller Klimagasaus-
stöße. Die Wärmeplanung besitzt also ein
riesiges Potenzial – man muss dort zwin-
gend ansetzen, wenn das Land sein Ziel
erreichen will, bis 2050 den CO2-Ausstoß
um 90 Prozent gegenüber dem Referenz-
jahr 1990 verringert zu haben.

Alle Großen Kreisstädte und kreisfrei-
en Städte – in ihnen wohnt die Hälfte der
Bevölkerung im Land – müssen also in
den nächsten vier Jahren eine Planung er-
stellen. Ziel ist es, wegzukommen von Ein-
zelheizungen und stattdessen verstärkt
auf die viel effizienteren Nahwärmenetze
zu setzen, bei denen etwa ein Blockheiz-
kraftwerk einen ganzen Stadtteil versorgt.
Die Energiequelle für solche Mini-Kraft-
werke ist heute oft noch Erdgas.

Weiteres Ziel muss es sein, die Nahwär-
menetze auf erneuerbare Energien umzu-
stellen. Dafür bieten sich nicht nur Mais
oder Holzhackschnitzel in Biogasanlagen
an; die Solar- und die Geothermie sind
ausgereifte Technologien. Es kommen
noch ganz andere Formen in Betracht, et-
wa die Abwärme aus Industrieanlagen, aus
Flüssen, die meist zu warm für die Fauna
geworden sind – oder aus dem Abwasser
der Kläranlagen. Was sich verrückt an-
hört, ist längst Realität: Ilsfeld im Land-
kreis Heilbronn hat eine solche Anlage im
vergangenen Jahr in Betrieb genommen.
Bisher stammen erst 14 Prozent der Wär-
me aus erneuerbaren Quellen.

Max Peters von der Landesenergie-
agentur Kea-BW erklärt, wie eine kommu-
nale Wärmeplanung konkret ablaufen
könnte: Die Stadt erhebt zunächst, wie
viel Wärmeenergie bisher benötigt wird
und wie diese erzeugt wird. Landesweit
hat die Nah- und Fernwärme übrigens erst
einen Anteil von sieben Prozent, 80 Pro-
zent der Gebäude werden mit Öl und Gas
beheizt. Im nächsten Schritt geht es da-
rum, potenzielle Wärmequellen zu ermit-
teln; zuletzt müssen die Abnehmer gefun-
den und angeschlossen werden. Als Pilot-
städte gelten Bruchsal, Baden-Baden und
Freiburg; der Landkreis Lörrach will auf

Verdi gibt für den Tarifstreit im
öffentlichen Dienst erste
Arbeitsniederlegungen bekannt.

Warnstreiks 
beginnen

Badisches Staatstheater

Das Amtsgericht Karlsruhe hat ein Ver-
fahren wegen einer mutmaßlichen Verge-
waltigung am Badischen Staatstheater ab-
gelehnt. Die Staatsanwaltschaft prüft nun,
ob sie dagegen Beschwerde einlegt. „Wir
sehen einen hinreichenden Verdacht“,
sagte ein Sprecher der Ermittlungsbehör-
de. Gegen einen Mitarbeiter des Theaters,
der nicht zur Führungsebene gehört, hatte
die Staatsanwaltschaft Anklage erhoben.

Nach Ansicht des Gerichts könnte dem
Beschuldigten die Tat wahrscheinlich
nicht nachgewiesen werden. Die „Badi-
schen Neuesten Nachrichten“ berichteten
am Dienstag darüber. Die Justiz beschäf-
tigt sich noch mit weiteren Vorwürfen zu
Fällen am Staatstheater in Karlsruhe. So
ist noch ein Ermittlungsverfahren wegen
des Vorwurfs der Verbreitung pornografi-
scher Schriften anhängig sowie eine An-
zeige wegen Untreue. lsw

Vergewaltigung wohl
nicht beweisbar

Kurz berichtet

Auf die Fähre gedrängelt
Konstanz Ein 50 Jahre alter Autofahrer hat in
Konstanz vorbei an wartenden Wagen direkt
auf eine Fähre fahren wollen. Mit überhöhter
Geschwindigkeit sei er auf der Lastwagenspur
unterwegs gewesen, teilte die Polizei mit.
Einen Mitarbeiter, der sich in den Weg stellte,
schob der Drängler mit seinem Wagen mehr-
mals einige Zentimeter nach vorn. Dieser
brüllte ihn an – der Fahrer wendete schließlich
und fuhr davon. Dabei soll er beinahe ein Kind
überfahren haben. Es wurde ein Ermittlungs-
verfahren wegen Nötigung und gefährlichen
Eingriffs in den Straßenverkehr eingeleitet. lsw

Leiche auf Campingplatz 
Laichingen Auf einem Campingplatz bei Lai-
chingen ist eine Leiche entdeckt worden.
Nach Angaben der Polizei hatte in der Nacht
auf Dienstag ein Wohnwagen auf dem Cam-
pingplatz im Alb-Donau-Kreis gebrannt.
„Nach den Löscharbeiten haben wir eine
männliche Leiche im Wohnwagen gefunden“,
sagte ein Sprecher der Polizei. Warum das
Feuer ausbrach, war zunächst unklar. lsw

Großeinsatz wegen Luftballons
Schluchsee Mehrere luftleere Luftballons ha-
ben im Kreis Breisgau-Hochschwarzwald
einen Großeinsatz von Polizei und Feuerwehr
ausgelöst. Ein Wanderer hatte einen abge-
stürzten Gleitschirm in den Baumwipfeln
eines Waldes südwestlich des Schluchsees
gemeldet. Daraufhin rückten am Sonntag
zahlreiche Einsatzkräfte aus, darunter ein
Hubschrauber der Polizei. Dabei stellte sich
jedoch heraus, dass es sich lediglich um meh-
rere Ballons handelte, die sich in den Ästen
der Bäume verfangen hatten. lsw

Land will Abwasserdaten nicht veröffentlichen

A n manchen Orten im Land wird bis
zu 40 Mal im Jahr Abwasser, etwa
aus Toiletten, ungeklärt in die

Flüsse geleitet. Der SPD-Landtagsabge-
ordnete Nicolas Fink, der in einem offi-
ziellen Antrag an die Landtagspräsidentin
Auskunft über diese Praxis begehrte, hält
das für inakzeptabel: Dort, wo die Kapazi-
täten unzureichend seien, müsse schneller
nachgerüstet werden, forderte Fink, gera-
de mit Blick auf den Klimawandel.

Diese sogenannten Überläufe sind Teil
unseres Abwassersystems: Wenn es viel
oder lange regnet, können die Kläranlagen
nicht mehr die gesamten Wassermengen
verarbeiten, sodass eine gewisse Menge
ungeklärt in die Flüsse gelangt. In Baden-
Württemberg gibt es 7000 Regenüberlauf-
becken mit begrenzter Rückhaltekapazität
sowie eine unbekannte Zahl Konstruktio-
nen, bei denen das Mischwasser direkt in
die Gewässer geleitet wird. Im Schnitt

kommen Überläufe 20 bis 25 Mal im Jahr
vor. Unsere Zeitung hatte darüber zuletzt
mehrfach berichtet.

In der Antwort von Umweltminister
Franz Untersteller (Grüne) auf die SPD-
Anfrage wird vor allem deutlich, wie we-
nig über die ökologischen Folgen dieser
Abwassereinleitungen in die Gewässer be-
kannt ist. Aufgrund einer Modellrechnung
wird vermutet, dass die „Entlastungen“
zwei Prozent des „Trockenwetterabflus-
ses“ aus der Kanalisation ausmachen; wel-
cher Anteil an Abwasser darunter ist und
wie viel diese Menge dann bei Regenwet-
ter wäre, wird nicht gesagt. Zu der Frage
nach der Belastung von Flora und Fauna
in den Flüssen durch das Abwasser exis-
tieren ebenfalls kaum Studien.

Wahr ist allerdings auch, dass das Land
und die Kommunen in den vergangenen
Jahrzehnten sehr viel Geld investiert ha-
ben, um in den Kläranlagen mehr Schad-

stoffe herauszufiltern und um mehr Was-
ser in Regenüberlaufbecken zurückzuhal-
ten. Allein für die Becken belaufen sich die
Kosten auf rund 3,5 Milliarden Euro.
Trotzdem muss das Umwelt-
ministerium jetzt in der Ant-
wort auf die SPD-Anfrage
einräumen, dass „eine nähere
Quantifizierung, zu welchen
Reduktionen der entlasteten
Wassermengen diese Maß-
nahmen beigetragen haben,
nicht möglich“ sei.

Wenig aussagekräftig er-
wies sich auch ein Modellver-
such an der Universität Stutt-
gart, mit dem untersucht
werden sollte, wie sich der
Klimawandel durch häufige-
ren Starkregen auf die Zahl
der Überläufe auswirkt.
Untersteller schreibt in seiner Antwort an
die SPD: „Aufgrund der Unsicherheiten
bei den eingegangenen Niederschlags-
daten waren keine eindeutigen Trendaus-
sagen möglich.“ Das Land bemüht sich
aber derzeit, alle Regenüberlaufbecken

mit Messgeräten auszustatten, damit man
mehr Daten erhält. Das Umweltministe-
rium hat allerdings jetzt die Auskunft er-
teilt, dass diese Daten der Öffentlichkeit

nicht zugänglich gemacht
werden: „Ohne nähere
Kenntnisse über das Entwäs-
serungs- und Gewässersys-
tem sind die Jahresberichte
für die Öffentlichkeit wenig
aussagekräftig“, heißt es. Dies
hält der SPD-Abgeordnete
Nicolas Fink für falsch: „Es
hat herzlich wenig mit Trans-
parenz zu tun, wenn Umwelt-
minister Untersteller die Ver-
öffentlichung der Messdaten
untersagt.“

Ein wenig erinnert diese
Haltung an den laufenden
Pestizidstreit zwischen dem

Naturschutzbund und dem Agrarministe-
rium. Im Übrigen teilte das Umweltminis-
terium mit, dass in Baden-Württemberg
nur in Einzelfällen Einleitungen auch in
Badegewässer erfolgten. Die SPD will kon-
kret wissen, um welche es sich handelt.

Wie häufig gelangt Schmutzwasser in die Gewässer? Die SPD
kritisiert, dass keine Zahlen veröffentlicht werden. Von Thomas Faltin

Der SPD-Abgeord-
nete Nicolas Fink
vermisst Transpa-
renz beim land.
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